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Hinweise zur Verschwiegenheitspflicht von Organmitgliedern 
 

Auszug aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) Erstes Buch (I) -  Allgemeiner Teil – (Artikel 
I des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I S. 3015), das durch Artikel 32 des 
Gesetzes vom 20. August 2021 (BGBl. I S. 3932) geändert worden ist 

§ 35 SGB I Sozialgeheimnis 

(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Absatz 2 Zehntes 
Buch) von den Leistungsträgern nicht unbefugt verarbeitet werden (Sozialgeheimnis). Die 
Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des Leis-
tungsträgers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur 
an diese weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer Angehörigen 
dürfen Personen, die Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken können, we-
der zugänglich sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der Anspruch 
richtet sich auch gegen die Verbände der Leistungsträger, die Arbeitsgemeinschaften der 
Leistungsträger und ihrer Verbände, die Datenstelle der Rentenversicherung, die in die-
sem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen, Integrationsfach-
dienste, die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, soweit sie mit der Berechnung  
oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollverwaltung, so-
weit sie Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 66 des Zehn-
ten Buches durchführen, die Versicherungsämter und Gemeindebehörden sowie die an-
erkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Absatz 2 des Adoptionsvermittlungsgeset-
zes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch wahrnehmen, und die Stellen, die 
Aufgaben nach § 67c Absatz 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. Die Beschäftigten ha-
ben auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das Sozialgeheim-
nis zu wahren. 

 
(2) Die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches und der übrigen Bücher des 

Sozialgesetzbuches regeln die Verarbeitung von Sozialdaten abschließend, soweit nicht 
die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
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Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) unmittel-
bar gilt. Für die Verarbeitungen von Sozialdaten im Rahmen von nicht in den Anwen-
dungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679 fallenden Tätigkeiten finden die Verord-
nung (EU) 2016/679 und dieses Gesetz entsprechende Anwendung, soweit nicht in die-
sem oder einem anderen Gesetz Abweichendes geregelt ist. 

 
(2a) Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- 

oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, 
bleibt unberührt. 

 
(3) Soweit eine Übermittlung von Sozialdaten nicht zulässig ist, besteht keine Auskunfts-

pflicht, keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von 
Schriftstücken, nicht automatisierten Dateisystemen und automatisiert verarbeiteten So-
zialdaten. 

 
(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich. 

 
(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Bu-

ches verarbeitet werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet werden, wenn schutzwürdige 
Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch nicht beeinträchtigt wer-
den können. 

 
(6) Die Absätze 1 bis 5 finden neben den in Absatz 1 genannten Stellen auch Anwendung 

auf solche Verantwortliche oder deren Auftragsverarbeiter, 
1. die Sozialdaten im Inland verarbeiten, sofern die Verarbeitung nicht im Rahmen einer 

Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum er-
folgt, oder 

2. die Sozialdaten im Rahmen der Tätigkeiten einer inländischen Niederlassung verar-
beiten. 

Sofern die Absätze 1 bis 5 nicht gemäß Satz 1 anzuwenden sind, gelten für den Verant-
wortlichen oder dessen Auftragsverarbeiter nur die §§ 81 bis 81c des Zehnten Buches. 

 
(7) Bei der Verarbeitung zu Zwecken gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679 stehen 

die Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und die 
Schweiz den Mitgliedstaaten der Europäischen Union gleich. Andere Staaten gelten inso-
weit als Drittstaaten. 
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Auszug aus dem 10. Sozialgesetzbuch (SGB X)  

§ 85 Strafvorschriften 

(1) Für Sozialdaten gelten die Strafvorschriften des § 42 Absatz 1 und 2 des Bun-
desdatenschutzgesetzes entsprechend. 
 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Per-
son, der Verantwortliche, der oder die Bundesbeauftragte oder die nach Landes-
recht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle. 
 

(3) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 
oder eine Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 dürfen in einem Strafverfahren gegen die melde- oder benachrichti-
gungspflichtige Person oder gegen einen ihrer in § 52 Absatz 1 der Strafpro-
zessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung der melde- oder 
benachrichtigungspflichtigen Person verwendet werden. 

 

§ 85a Bußgeldvorschriften 

(1) Für Sozialdaten gilt § 41 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend. 
 

(2) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 
oder eine Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 dürfen in einem Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten gegen die melde- oder benachrichtigungspflichtige Person oder einen ih-
rer in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur 
mit Zustimmung der melde- oder benachrichtigungspflichtigen Person verwen-
det werden. 
 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen werden keine Geldbußen ver-
hängt. 
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Auszug aus dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)  

§ 53 BDSG Datengeheimnis 

Mit Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personenbezogene Daten nicht un-
befugt verarbeiten (Datengeheimnis). Sie sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf 
das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach der Be-
endigung ihrer Tätigkeit fort. 
 

§ 42 Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer wis-
sentlich nicht allgemein zugängliche personenbezogene Daten einer großen 
Zahl von Personen, ohne hierzu berechtigt zu sein,  
1. einem Dritten übermittelt oder  
2. auf andere Art und Weise zugänglich macht 

 und hierbei gewerbsmäßig handelt. 
 
(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer per-

sonenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, 
1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder 
2. durch unrichtige Angaben erschleicht 
und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen anderen 
zu bereichern oder einen anderen zu schädigen. 
 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Per-
son, der Verantwortliche, die oder der Bundesbeauftragte und die Aufsichtsbe-
hörde. 
 

(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine Benach-
richtigung nach Artikel 34 Absatz der Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem 
Strafverfahren gegen den Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine 
in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit 
Zustimmung des Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden verwendet werden. 
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§ 43 Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 30 Absatz 1 ein Auskunftsverlangen nicht richtig behandelt oder 
2. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro ge-
ahndet werden. 
 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Absatz 1 wer-
den keine Geldbußen verhängt. 
 

(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine Benach-
richtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 darf in  
einem Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen den Mel-
depflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine in § 52 Absatz 1 der Strafpro-
zessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des Meldepflichti-
gen oder Benachrichtigenden verwendet werden. 

 
 
Auszug aus der Satzung der KVN in der Neufassung der Beschlüsse der Vertreter-
versammlung der KVN vom 24. April 2004, 12. November 2005, 18. November 
2006 sowie 16./17. November 2007 und 16. Februar 2008, 24.06./25.06.2011, 
18.02.2012, 22./23.06.2012, 16.02.2013, 22.11.2014,  21.11.2015, 18.06.2016, 
16./17.06.2017, 16.11.2019, 25.06.2021, 20.11.2021, 25.02.2022: 
 

§ 6 Organe der KVN 

(5) Die Mitglieder der Organe haben bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben Gesetz und 
sonstiges Recht zu beachten. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. 

 
(6) Die Mitglieder der Organe sowie die sonstigen für die KVN ehrenamtlich tätigen Ärzte 

sind verpflichtet, über Angelegenheiten, welche die personellen, wirtschaftlichen oder  
finanziellen Verhältnisse eines Arztes betreffen, die ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit be-
kannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Dasselbe gilt für Angelegenheiten, die 
die Vertreterversammlung oder der Vorstand für vertraulich erklären. 

 
 



 
 

6 

Auszug aus dem Niedersächsischen Datenschutzgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 29. Januar 2002 (Nds. GVBl. S. 22 - VORIS 20600 02 00 00 000-), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 
Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 

§ 36 NDSG Datengeheimnis  

Mit Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personenbezogene Daten nicht unbefugt 
verarbeiten (Datengeheimnis). Sie sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datenge-
heimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach der Beendigung ihrer Tätig-
keit fort. 

§ 59 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
1. als Person, die bei einer öffentlichen Stelle oder deren Auftragsverarbeiter dienstlichen 

Zugang zu nicht allgemein zugänglichen personenbezogenen Daten hat oder hatte, 
diese Daten zu einem anderen als dem zur jeweiligen rechtmäßigen Aufgabenerfüllung 
gehörenden Zweck 
a) speichert, verändert oder übermittelt, 
b) zum Abruf bereithält, 
c) abruft oder sich oder einem anderen verschafft oder 
d) in anderer Weise verarbeitet 

oder 
2. personenbezogene Daten, die in dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes verarbeitet 

werden und nicht allgemein zugänglich sind, durch Vortäuschung falscher Tatsachen 
sich oder einer anderen Person verschafft oder sich oder einer anderen Person durch 
Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung offenlegen lässt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet werden. 

 

§ 60 Straftaten 

(1) Wer gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen 
anderen zu schädigen, eine in § 59 Abs. 1 genannte Handlung begeht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Ebenso wird bestraft, wer unter den 
in Satz 1 genannten Voraussetzungen Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse einer nicht mehr bestimmbaren Person zusammenführt und dadurch wieder 
bestimmbar macht. 
 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
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(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der 

Verantwortliche, der Auftragsverarbeiter und die von der oder dem Landesbeauftragten 
geleitete Behörde. 

 
 
Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), das durch Artikel 2 Absatz 4 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3150) geändert worden ist 
 

§ 133 StGB Verwahrungsbruch 

(1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung be-
finden oder ihm oder einem anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, zer-
stört, beschädigt, unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  
 

(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in amtlicher Ver-
wahrung einer Kirche oder anderen Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts befinden 
oder von dieser dem Täter oder einem anderen amtlich in Verwahrung gegeben worden 
sind. 
 

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger oder für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten anvertraut worden oder zugänglich geworden ist, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

§ 201 StGB Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt 
1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger aufnimmt  

oder 
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 
 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort eines ande-

ren mit einem Abhörgerät abhört oder 
2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nichtöf-

fentlich gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt 
nach öffentlich mitteilt. 
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Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeignet ist, be-
rechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die 
öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht 
wird. 
 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtsträger 
oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wor-
tes verletzt (Absätze 1 und 2). 
 

(4) Der Versuch ist strafbar. 
 

(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können ein-
gezogen werden. § 74a ist anzuwenden. 

 

§ 203 StGB Verletzung von Privatgeheimnissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich 
gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm 
als 
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für 

die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte 
Ausbildung erfordert,  

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,  
3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Ver-

fahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmäch-
tigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, 
Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft,  

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in ei-
ner Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 
des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen o-
der 

7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversi-
cherung oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrech-
nungsstelle 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönli-
chen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, 
offenbart, das ihm als 
1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahr-

nimmt, 
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen Un-

tersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied 
des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Ra-
tes, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Ob-
liegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der 
Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förm-
lich verpflichtet worden ist, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Sat-
zes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen 
gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist je-
doch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen 
Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das Ge-
setz dies nicht untersagt. 

 
(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 1 und 2 ge-

nannten Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei 
ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. Die in den Ab-
sätzen 1 und 2 Genannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen of-
fenbaren, die an ihrer beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die 
Inanspruchnahme der Tätigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das 
Gleiche gilt für sonstige mitwirkende Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedie-
nen, die an der beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 Ge-
nannten mitwirken. 

 
(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein 

fremdes Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tä-
tigkeit als mitwirkende Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Perso-
nen tätiger Beauftragter für den Datenschutz bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, 
wer 
1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass eine 

sonstige mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei 
Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhal-
tung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst 
eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 
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2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, 
die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit be-
kannt gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, 
dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwir-
kende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Person 
ein fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder 
aus dessen Nachlass erlangt hat. 
 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach 
dem Tod des Betroffenen unbefugt offenbart. 
 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu berei-
chern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder Geldstrafe. 

 

§ 204 StGB Verwertung fremder Geheimnisse 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, 
zu dessen Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

(2) § 203 Abs. 5 gilt entsprechend. 

 

§ 331 StGB Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten 
fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren o-
der mit Geldstrafe bestraft. 
 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der einen 
Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt 
oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vor-
nehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch 
ist strafbar. 
 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten 
Vorteil sich versprechen lässt oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer 
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Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei 
ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt. 
 

§ 332 StGB Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger, ein europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür 
fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung vorgenom-
men hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder ver-
letzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In 
minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
Der Versuch ist strafbar. 
 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der ei-
nen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen 
lässt oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig 
vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, 
wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren 
Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 
 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich ver-
sprechen lässt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, 
wenn er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat, 
1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 
2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens 

durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 

 

§ 353b StGB Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhal-
tungspflicht 

 
(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 

1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten 

oder 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahr-

nimmt, 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, unbefugt offenbart und dadurch 
wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
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mit Geldstrafe bestraft. Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interes-
sen gefährdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft. 

 
(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine 

Nachricht, zu deren Geheimhaltung er 
1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes 

oder eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 
2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung 

der Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden ist, 
an einen anderen gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht und dadurch wichtige 
öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 

 
(3) Der Versuch ist strafbar. 

 
(3a)  Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung ge-

nannten Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswer-
tung oder Veröffentlichung des Geheimnisses oder des Gegenstandes oder der Nach-
richt, zu deren Geheimhaltung eine besondere Verpflichtung besteht, beschränken. 

 
(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird erteilt 

1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans 
a. in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätig-

keit bei einem oder für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes be-
kannt geworden ist, 

b. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 
2. von der obersten Bundesbehörde 

a. in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätig-
keit sonst bei einer oder für eine Behörde oder bei einer anderen amtlichen Stelle 
des Bundes oder für eine solche Stelle bekannt geworden ist. 

b. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen Stelle des 
Bundes verpflichtet worden ist; 

3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze  1 und 2 Nr. 2. 

 

§ 358 StGB Nebenfolgen 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den 
§§ 332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 und 357 
kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 
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